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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 983. Sitzung 
des Bundesrates am Freitag, 29.11.20191: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 10/2019 (ge-
meinsame Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts 

gemäß Artikel 104a Absatz 4 GG 

Drucksache 549/19 
Drucksache 549/1/19 

 
Zustimmung zum Gesetz gemäß Drs. 549/1/19 ohne Ziffer 2. 

Zustimmung zum Länderantrag in Drs. 549/1/19. 
 

 
2. Gesetz zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehöriger in der Sozialhilfe 

und in der Eingliederungshilfe (Angehörigen-Entlastungsgesetz) 

gemäß Artikel 104a Absatz 4 GG 

Drucksache 550/19 
Drucksache 550/1/19 

 
 

Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Ziffer 1. 
Zustimmung zum Gesetz und zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 2 
und 3 der Drs. 550/1/19. 

  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



4. Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur 

Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 105 Absatz 3,  
Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 und  
Absatz 5 Satz 2 GG 

Drucksache 552/19 
Drucksache 552/1/19 

 
Zustimmung zum Gesetz und Zustimmung zum Fassen der Entschließung 
gemäß Drs. 552/1/19 ohne Ziffer 5. 

 

 
5. Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 553/19 

 
Zustimmung zum Gesetz. 

Keine Zustimmung zum Länderantrag in Drs. 553/1/19. 
 

 
6. Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 597/19 

 
Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 

 
 

7. Gesetz zur Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur Vierten EU-Geldwäsche-
richtlinie 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 598/19 

 
Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Ziffern 1 
und 2.  
Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 3. 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 4 bis 14 der Drs. 
598/1/19. 

 
 

11. Gesetz für bessere und unabhängigere Prüfungen (MDK-Reformgesetz) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 556/19 
Drucksache 556/1/19  



Ein Antrag zur Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 556/1/19. 
 

 
14. Gesetz zur Modernisierung und Stärkung der beruflichen Bildung 

gemäß Artikel 84 Absatz 1  
Satz 5 und 6 GG 

Drucksache 559/19 
zu Drucksache 559/19 

Drucksache 559/1/19 
 

 
Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Ziffer 1. 

Zustimmung zum Gesetz und zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 2 
bis 4 der Drs. 559/1/19. 

 
 

17. Gesetz zur Modernisierung des Strafverfahrens 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 602/19 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsauschusses lag nicht vor. 
 

 
21. a) Gesetz zur Einführung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes und zur Änderung 

weiterer Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 606/19 
zu Drucksache 606/19 

Drucksache 606/1/19 
 

Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses und zum 
Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 1 bis 3 der Drs. 606/1/19 

 
 

21. b) Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen 
(Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 607/19 

zu Drucksache 607/19 
Drucksache 607/1/19 

 
Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses und zum 
Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 1 bis 3 der Drs. 607/1/19. 



Keine Zustimmung zu den Länderanträgen in Drs. 607/2/19 und 607/3/19. 

 
 

21. c) Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG 
Drucksache 608/19 
Drucksache 608/1/19 

 
Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses allgemein. 

Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsauschusses gemäß Länderantrag in 
Drs. 608/1/19. 

 
 

21. d) Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 609/19 
 

Keine Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Drs. 
609/1/19. 

Keine Zustimmung zu den Länderanträgen in Drs. 609/2/19 und 609/3/19. 
 

 
24. Gesetz zur Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 563/19 

Drucksache 563/1/19 
 

Zustimmung zur Anrufung des Vermittlungsausschusses gemäß Ziffer 1 der 
Drs. 563/1/19. 

 
 

29. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - Verbesse-
rung des strafrechtlichen Schutzes von im politischen Leben des Volkes 
stehenden Personen 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 
Drucksache 418/19 

Drucksache 418/1/19 
 

Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Drs. 418/1/19 
ohne Ziffer 3. 

Zustimmung in der Schlussabstimmung in jedweder Fassung. 
 

 



31. a) Entwurf eines Gesetzes zur besseren Bekämpfung von Mietwucher 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 527/19 

Drucksache 527/1/19 
 

Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Drs. 
527/1/19. 

 

 
31. b) Entwurf eines Gesetzes zur zulässigen Miethöhe bei geringem Angebot an 

vergleichbarem Wohnraum 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
Drucksache 542/19 

Drucksache 542/1/19 
 

Der TOP wurde abgesetzt. 
 

 
32. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1151 des Eu-
 ropäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der 
 Richtlinie (EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge 
 und Verfahren im Gesellschaftsrecht 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 611/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
33. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs (BauGB) und 

Stärkung der Wirksamkeit der sozialen Erhaltungssatzungen nach § 172 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hamburg, Bremen und Berlin 

Drucksache 545/19 
Drucksache 545/1/19 

 
Der TOP wurde abgesetzt. 

  



34. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des § 13b Baugesetzbuch (Bauge-

setzbuchänderungsgesetz - BauGBÄG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m.  
§ 15 Absatz 1 und  
§ 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 612/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
35. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des § 246 Baugesetzbuch (Bauge-

setzbuchänderungsgesetz - BauGBÄG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m.  
§ 15 Absatz 1 und  
§ 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 616/19 
 

Keine Zustimmung zur sortigen Sachentscheidung. 
Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag. 

 
 

36. Entwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 
Antrag des Landes Berlin 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 617/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

37. Entschließung des Bundesrates zum vorgesehenen Bericht der Europäischen 
Kommission über die Bewertung und Überprüfung gemäß Artikel 97 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 570/19 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 570/19.  



38. Entschließung des Bundesrates - Schutz von Versicherungsnehmerinnen 
und Versicherungsnehmern vor laufender Erhebung hochsensibler Ge-
sundheitsdaten zu Zwecken der Tarifgestaltung in der Krankenversicherung 

Antrag der Länder Hessen  
und Bremen, Hamburg 

Drucksache 539/19 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 539/19. 
 

 
39. Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der medizinischen Rehabilita-

tion 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 

Drucksache 540/19 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 540/19. 
 

 
40. Entschließung des Bundesrates: Erhalt der qualitativ hochwertigen flächen-

deckenden stationären Krankenhausversorgung - Krankenhäuser stärken 

Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 

Drucksache 543/19 
Drucksache 543/1/19 

 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 543/1/19. 

Zustimmung in der Schlussabstimmung in jedweder Fassung. 
 

 
42. Entschließung des Bundesrates - Änderung des Bundesmeldegesetzes 

hier: Schaffung einer gesetzlichen Grundlage zur Eintragung von Auskunfts-
sperren für Berufsgruppen, die sich aufgrund ihrer Berufsausübung in einer 
Gefährdungslage befinden sowie Privatpersonen, die durch ihr grundrechtskon-
formes Verhalten zur Zielscheibe gewaltbereiter Gruppen geworden sind 

Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 613/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
  



43. Entwurf eines Gesetzes für einen fairen Kassenwettbewerb in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (Fairer-Kassenwettbewerb-Gesetz - GKV-FKG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 517/19 
Drucksache 517/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 517/1/19. 

Keine Zustimmung zum Länderantrag gemäß 517/2/19. 
 

 
44. Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung der Deutschen Stiftung für Engage-

ment und Ehrenamt 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 518/19 
Drucksache 518/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 518/1/19. 

 
 

45. Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung und Verbesserung der Regelungen 
über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 519/19 

Drucksache 519/1/19 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1 und 2 der Drs. 
519/1719. 

Keine Zustimmung zu „keine Einwendungen“ (Ziffer 3). 
 

 
46. Entwurf eines Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Ver-

mittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 520/19 
Drucksache 520/1/19 

 
Stellungnahme gemäß Drs.520/1/19 ohne Ziffer 3, 4 und 14. 

  



48. Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung der Handwerksordnung und 

anderer handwerksrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 523/19 
Drucksache 523/1/19 

 
Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffer 1 der Drs. 523/1719. 

Zustimmung zu „keine Einwendungen“ gemäß Ziffer 2. 
 

 
56. Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2014/94/EU und weiterer immissi-

onsschutzrechtlicher Rechtsakte der Europäischen Union 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 486/19 
Drucksache 486/1/19 

 
Zustimmung zur Verordnung gemäß Drs. 486/1/19 ohne Ziffer 1. 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 5. 
Keine Zustimmung zum Länderantrag gemäß Drs. 486/2/19. 

Zustimmung zum Länderantrag gemäß 486/3/19. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung in jedweder Fassung. 

 
 

61. Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in stati-
onären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe Änderung des Sozialge-

setzbuches (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 621/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

62. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Kooperation und In-
formation im Kinderschutz 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Thüringen,  
Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 623/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse.  



65. Wahl der Vorsitzenden der Europakammer 

gemäß § 45c Absatz 2 GO BR 

 
Zustimmung zum Wahlvorschlag. 

 
 

66. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 631/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
  



Umdruck 10/2019 („Grüne Liste“) 

Betr.: 983. Sitzung des Bundesrates 

 am Freitag, dem 29. November 2019, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 3, 8 bis 10, 12, 13, 15, 16, 18 bis 20, 22, 23, 25 bis 28, 30, 41, 47, 49 bis 55, 

57 bis 60, 63, 64 und 67 der Tagesordnung der 983. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 

29. November 2019, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-

schlägen beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

3. Zweites Gesetz zur Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 551/19 

Ausschussbeteiligung - AV - 

13. Gesetz zur Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts und zur Änderung 

weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz 

- BesStMG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 558/19 

Ausschussbeteiligung - In - 

15. Gesetz zur Durchführung der Eurojust-Verordnung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 560/19 

Ausschussbeteiligung - R - 



16. Gesetz zur Regelung der Wertgrenze für die Nichtzulassungs-beschwerde in Zivilsa-

chen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den Gerichten sowie zur Änderung weite-

rer prozessrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 601/19 

Ausschussbeteiligung - R - 

18. Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 603/19 

Ausschussbeteiligung - R - 

19. Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfah-

ren 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 604/19 

Ausschussbeteiligung - R - 

20. Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie  

(ARUG II) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 605/19 

Ausschussbeteiligung - R - 



22. Gesetz zur Änderung des Umweltauditgesetzes, des Atomgesetzes, des Standortaus-

wahlgesetzes, der Endlagervorausleistungs-verordnung und anderer Gesetze und 

Verordnungen 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 561/19 

Ausschussbeteiligung - U - 

23. Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und weiterer straßenverkehrs-

rechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 562/19 

zu Drucksache 562/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - 

26. Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 

(EU) 2019/692 des Europäischen Parlamentes und des Rates über gemeinsame Vor-

schriften für den Erdgasbinnenmarkt 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 567/19 

Ausschussbeteiligung - Wi - 

II. 

Den Gesetzen zuzustimmen und die in den jeweiligen Empfehlungsdrucksachen unter 

Buchstabe B angeführten Entschließungen zu fassen:  

8. Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und 

Kommunen in den Jahren 2020 und 2021 

gemäß Artikel 106 Absatz 3 und  

Absatz 6 Satz 5 GG 

Drucksache 599/19 

Drucksache 599/1/19 

Ausschussbeteiligung - Fz - 



10. Gesetz über die Ausbildung zur Anästhesietechnischen Assistentin und zum Anäs-

thesietechnischen Assistenten und über die Ausbildung zur Operationstechnischen 

Assistentin und zum Operationstechnischen Assistenten 

gemäß Artikel 84 Absatz 1  

Satz 5 und 6 GG 

Drucksache 554/19 

Drucksache 554/1/19 

Ausschussbeteiligung - G - 

III. 

Den Gesetzen zuzustimmen:  

9. Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/1852 des Rates vom 10. Oktober 2017 

über Verfahren zur Beilegung von Besteuerungs-streitigkeiten in der Europäischen 

Union 

gemäß Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG 

Drucksache 600/19 

Ausschussbeteiligung - Fz - 

27. Gesetz zur Erteilung der Zustimmung nach § 8 des Integrations-verantwortungsgesetzes 

zum Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Verordnung des Rates über 

Maßnahmen betreffend die Ausführung und die Finanzierung des Gesamthaushalts-

plans der Union im Jahr 2020 im Zusammenhang mit dem Austritt des Vereinigten Kö-

nigreiches aus der Union  

(Brexit EU-Haushalt Ausführungs- und Finanzierungsgesetz 2020 - BrexitHHG 

2020) 

gemäß Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 GG 

Drucksache 568/19 

Ausschussbeteiligung - EU - 



28. Gesetz zur Änderung des Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnver-

kehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 3. Juni 

1999 

gemäß Artikel 87e Absatz 5 Satz 2 GG 

Drucksache 566/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - 

IV. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen 

und die in den zitierten Empfehlungsdrucksachen angeführten Entschließungen zu fassen:  

12. Gesetz für eine bessere Versorgung durch Digitalisierung und Innovation (Digitale-

Versorgung-Gesetz - DVG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 557/19 

Drucksache 557/1/19 

Ausschussbeteiligung - G - 

25. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 564/19 

Drucksache 564/1/19 

Ausschussbeteiligung - Wi - 



V. 

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG beim Deutschen Bundestag einzu-

bringen und gemäß § 33 GO BR einen Beauftragten zu bestellen: 

30. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuchs - Strafzumessung bei 

antisemitischen Straftaten 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Bayern und Baden-Württemberg, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, 

Sachsen-Anhalt 

Drucksache 498/19 

Drucksache 498/1/19 

Ausschussbeteiligung - R - In - 

VI. 

Die Entschließung zu fassen:  

41. Entschließung des Bundesrates - Geburtshilfe vor Ort stärken 

Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Bremen, Hamburg, 

Hessen und Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 

Thüringen 

Drucksache 544/19 

Ausschussbeteiligung - G - 

VII. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

47. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der technischen Säule des vierten Eisen-

bahnpakets der Europäischen Union 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 522/19 

zu Drucksache 522/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - 



63. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen Kranken-

versicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge (GKV-Betriebsrenten-

freibetragsgesetz - GKV-BRG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 620/19 

Ausschussbeteiligung - G - AIS - 

VIII. 

Von der Vorlage Kenntnis zu nehmen:  

49. Kostendeckungsbericht SPNV-Entgelte der Bundesnetzagentur gemäß § 37 Absatz 

5 des Eisenbahnergänzungsgesetzes 

mit 

Stellungnahme der Bundesregierung 

gemäß § 37 Absatz 6 ERegG 

Drucksache 525/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - 

IX. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

50. Verordnung zur Ermittlung des Arbeitseinkommens aus der Land- und Forstwirtschaft 

für das Jahr 2020  

(Arbeitseinkommenverordnung Landwirtschaft 2020 - AELV 2020) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 480/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - AV - Fz - 



51. Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2020 (Sozial-

versicherungs-Rechengrößenverordnung 2020) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 485/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - Fz - G - 

52. Vierte Verordnung zur Änderung der Verwaltungskostenfeststellungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 493/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - 

53. Verordnung zu dem Abkommen vom 4. Juli 2019 zwischen der Regierung der Bundes-

republik Deutschland und der Regierung der Hellenischen Republik über das 

Deutsch-Griechische Jugendwerk 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 487/19 

Ausschussbeteiligung - FJ - 

54. Verordnung zur Durchführungsvereinbarung vom 15. Juni 2017 zu dem Vertrag vom 

28. April 2015 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Re-

gierung der Tschechischen Republik über die polizeiliche Zusammenarbeit und zur 

Änderung des Vertrages vom 2. Februar 2000 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Tschechischen Republik über die Ergänzung des Europäischen Überein-

kommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichte-

rung seiner Anwendung betreffend die Zusammenarbeit im Bereich der Ordnungs-

widrigkeiten 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 488/19 

Ausschussbeteiligung - In - 



55. Verordnung zur Anpassung von aufenthalts- und personalausweisrechtlichen Vor-

schriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 496/19 

Ausschussbeteiligung - In - 

57. Siebte Verordnung zur Änderung der Energiewirtschaftskostenverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 524/19 

Ausschussbeteiligung - Wi - 

58. Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Kommunalträger-Ab-

rechnungsverwaltungsvorschrift 

gemäß Artikel 91e Absatz 2 und 3 GG i.V.m. § 48 

Absatz 3 SGB II 

Drucksache 494/19 (neu) 

Ausschussbeteiligung - AIS - 

X. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

59. Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der Geschichte der 

Bundesrepublik Deutschland" 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer 

Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik 

Deutschland" 

Drucksache 530/19 

Ausschussbeteiligung - K - 



64. Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der Geschichte der 

Bundesrepublik Deutschland" 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes zur Errichtung einer 

Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik 

Deutschland" 

Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 624/19 

 

67. Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Euro-

päischen Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der 

Bund-Länder-Vereinbarung 

Drucksache 610/19 

 

XI. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung 

und einem Beitritt abzusehen: 

60. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 547/19 

Ausschussbeteiligung - R - 

 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Ver-
waltung des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und 
Umfang der Mitwirkungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigs-
ten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder 
keine Einwendungen beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird 
dem Bundestag dann in der Regel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschie-
dung durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zu-
stimmen oder nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermitt-
lungsausschuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abge-
schlossenen Vermittlungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein 
vom Bundestag beschlossenes nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen 
oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auf-
fassung des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungs-
bedürftiges Gesetz handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustim-
mung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag 
hat das folgende Gesetz beschlossen". Weitere Erläuterungen siehe 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der 
Gesetzgebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder be-
schließen, einen Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegen-
über der Vorlage) beim Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html 
abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der 
Entschließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder 
mehrerer Länder beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu 
fassen. Entschließungen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html


Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglich-
keit, der Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen ab-
zugeben, die Länderinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnah-
men auch der EU-Kommission direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html 
abrufbar. 
 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder 
einzelner Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer sol-
chen Verordnung kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder 
ihr die Zustimmung versagen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er 
kann der Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für 
den Erlass von Verordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungs-
vorschriften von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese 
Vorschriften Kompetenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer 
solchen Verwaltungsvorschrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht 
zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur 
Kenntnis nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremi-
envertreter, z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äu-
ßern oder seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen bera-
ten. Diese geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungs-
drucksache veröffentlicht werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die 
Ziffer „1“ in der Drucksachennummerierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 
123/14 beispielsweise hat die zugehörige Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungs-
drucksache ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. 
Diese werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die 
Ziffern 2 fortfolgende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise 
Drs. 123/2/14, 123/3/14. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abge-
schlossen, kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der 
Bundesrat stimmt dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachent-
scheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der 
Bundesratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. 
Weitere Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bun-
desrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundes-
rat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 983. Plenarsitzung 
sind unter http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/983/download/983-erlaeuterun-
gen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarproto-
kolle/plenarprotokolle-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/983/download/983-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/983/download/983-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

